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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruchnahme 
eines Teils der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer durch den Bund im Rechnungsjahr 1954 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Eine Aufstellung über die Einnahmen und Ausgaben der Länder 
(ohne Berlin) in der laufenden Verwaltung (ohne vermögenswirksame 
Einnahmen und Ausgaben) für die Rechnungsjahre 1952 und 1953 
ist als Anlage beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu vor- 
bezeidhnetem Gesetzentwurf die sich aus der Anlage 2 ergebende 
Änderung vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zum Änderungsvorschlag 
des Bundesrates wird als Anlage 3 überreicht. 


Dr. Adenauer 
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Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer durdi den Bund im Rechnungsjahr 1954 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§1 

(1) Im Rechnungsjahr 1954 nimmt der 
Bund zur Deckung seiner durch andere Ein- 
künfte nicht gedeckten Ausgaben 42 vom 
Hundert der Einnahmen in Anspruch, die 
den Ländern im Rechnungsjahr 1954 aus der 
Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer zufließen. 


(2) Von den nach Absatz 1 dem Bund zu- 
stehenden Einnahmen ist ein Betrag von 
240 000 000 DM zur Deckung der folgenden 
im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1954 veranschlagten Ausgaben bestimmt: 

1. Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer im Be- 
trag von 50 000 000 DM. 

2. Steigerung der Wirtschaftskraft und Be- 
seitigung von Wirtschaftsschäden in den 
Grenzbezirken des Bundesgebietes im Be- 
trag von 120 000 000 DM; hiervon ent- 
fallen auf die Länder 


3 . 


Bayern 

Hessen 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 


29 100 000 DM 
8 400 000 DM 
28 500 000 DM 
12 300 000 DM 
41 700 000 DM 


LJnterbrIngung von Flüchtlingen aus der 
sowjetisch besetzten Zone und dem so- 
wjetisch besetzten Sektor Berlins im Be- 


trag von 70 000 000 DM; hiervon entfal- 
len auf die Länder 


Baden- Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 
Nordrhein- Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Schleswig-Holstein 


18 340 000 DM 
2 590 000 DM 
2 800 000 DM 
770 000 DM 

1 960 000 DM 
4 970 000 DM 

2 590 000 DM 
30 450 000 DM 

4 760 000 DM 
770 000 DM. 


§ 2 

Die Finanzämter führen die nach § 1 
Abs. 1 in Anspruch genommenen Einnah- 
men täglich an die Bundeshauptkasse ab. Der 
Bundesminister der Finanzen kann zur Ver- 
einfachung des Verwaltungsverfahrens die 
Abführung der Einnahmen anderweitig 
regeln. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


§4 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 
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Begründung 


I. 

Allgemeiner Teil 

1. Auch im Rechnungsjahr 1954 ergibt sich 
die Notwendigkeit, einen Teil der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer nach Art, 106 
Abs, 3 GG für den Bund jn Anspruch zu neh- 
men, weil der Bund außerstande ist, seinen 
Haushaltsplan für 1954 durch Erhöhung an- 
derer Einkünfte oder durch Senkung der Aus- 
gaben auszugleidien. 

2. Für das Rechnungsjahr 1953 ist die Höhe 
des prozentualen Bundesanteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer wesentlich 
von der sog. „Kleinen Steuerreform beein- 
flußt worden. Dieser Zusammenhang kommt 
äußerlich darin zum Ausdruck, daß die Vor- 
schriften über die Änderung des Einkommen- 
und Körperschaftsteuerredits und die Vor- 
schriften über die Inanspruchnahme der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer in dem Ge- 
setz zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
und zur Sicherung der Haushaltsführung vom 
24. Juni 1953 (BGBl. I S. 413) vereinigt sind. 
Die mit diesem Gesetz verwirklichte Steuer- 
senkung ist nur durch die Übernahme des weit- 
aus größten Teils des Einnahmeausfalls auf 
den Bundeshaushalt und durch den Entschluß 
ermöglicht worden, die dadurch im Bundes- 
haushalt entstandene Deckungslücke im Kre- 
ditwege zu schließen. Um Ausmaß und Dauer 
dieser Zwischenfinanzierung aufs äußerste zu 
beschränken, sollten — neben einem in der 
Regierungsvorlage auf 40 v. H. bemessenen 
Bundesanteil an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer — die steuerlichen Mehrein- 
nahmen, die als Folge der durch d^‘e Steuer- 
senkung ausgelösten Wirtschaftsbelebung zu 
erwarten waren, in den Rechnungsjahren 
1953 und 1954 mit 80 v. H. in Anspruch ge- 
nommen werden. Diese von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagene Regelung fand nicht die 
Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften. Der Bündesanteil an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer wurde für das 
Rechnungsjahr 1953 auf 38 v. H. festgesetzt; 
die Beteiligung des Bundes an diesen Steuern 
bleibt infolgedessen im Rechnungsjahr 1953 
selbst dann hinter seinem tatsächlichen 
Steuerbedarf zurück, wenn sich — was gegen- 
wärtig noch nicht zu übersehen ist — auf der 
Ausgabenseite des Bundeshaushalts gewisse 


Entlastungen durch zeitliche Verlagerung auf 
spätere Rechnungsjahre ergeben sollten. Eine 
Zwischenfinanzierung ordentlicher öffent- 
licher Ausgaben kann für das Rechnungsjahr 
1954 schon im Hinblick auf die für die Zu- 
kunft geplante umfassendere Steuerreform 
nicht nochmals in Erwägung gezogen werden. 
Der Anteil des Bundes an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer ist deshalb für das 
Rechnungsjahr 1954 so zu bemessen, daß die 
im Bundeshaushalt bei sparsamer Etatgeba- 
rung sich unvermeidlich ergebende Deckungs- 
lücke in vollem Umfang geschlossen wird. 

3. Die Höhe des Bundesanteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer wird nicht 
allein vom Finanzbedarf des Bundes be- 
stimmt; sie ist auch insoweit begrenzt, als die 
Länder zur Erfüllung’ ihrer staatlichen, aus 
Steuern zu finanzierenden Aufgaben auf hin- 
reichende Einnahmen aus der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer angewiesen sind. Da 
es sich hier um eine finanzielle Auseinander- 
setzung zwischen dem Bund und der Gesamt- 
heit der Länder, also um einen Vorgang des 
vertikalen Finanzausgleichs handelt, kann die 
Zumutbarkeit des Bundeszugriffs auf die Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer nur nach 
der Durchschnittssituation der Länderhaus- 
halte beurteilt werden. Sondertatbestände 
einzelner Länder müssen hier unberücksich- 
tigt und dem Finanzausgleich unter den Län- 
dern nach Art. 106 Abs. 4 GG Vorbehalten 
bleiben. Das Land Berlin scheidet für diese 
Betrachtung ganz aus, weil es am horizontalen 
Finanzausgleich nicht teilnimmt und statt 
dessen zur Deckung seines Haushaltsfehl- 
bedarfs einen Zuschuß aus Bunde^mhteln er- 
hält (§ 16 Abs. 1 des Dritten Überlei tungs- 
gesietzes vom 4. Januar 1952 - BGBl. I S. 1 -). 

4. Die durch den Anteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer im Bundeshaushalt 
auszufüllende Deckungslücke beträgt nach 
dem (gleichzeitig vorgelegten) Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 
einschließlich der Ergänzungsvorlage 5 040 
Mio DM. Das Gesamtaufkommen an Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer (einschl. 
Berlin) wird für 1954 auf 12 000 Mio DM 
geschätzt. Der zur Deckung des Fehlbedarfs 
im ordentlichen Bundeshaushalt benötigte 
Betrag (5 040 Mio DM) entspricht 42 v. H. 
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des für 1954 veranschlagten Aufkommens der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer. Den 
Ländern verbleiben danach aus diesen Steuern 
6 960 Mio DM. 

5. Die anliegende Übersicht enthält für die 
Gesamtheit der Länder (außer Berlin) eine 
Zusammenstellung der Einnahmen und Aus- 
gaben der laufenden Staatsverwaltung in den 
Rechnungsjahren 1952 und 1953. Die Zusam- 
menstellung gestattet einen allgemeinen 
Überblick über die ordentliche Haushaltslage 
der Länder in den genannten Rechnungsjah- 
ren und läßt erkennen, in welchem Umfang 
die Länder befähigt sind, Ihre herkömmlichen, 
überwiegend zwangsläufigen Staatsaufgaben 
zu erfüllen; zugleiA wird der Umfang der 
Mittel ersichtlich, die den Ländern für ver- 
mögenswirksame Ausgaben (Investitionen, 
Vermögenserwerb u. dgl.) aus laufenden Ein- 
nahmen noch zur Verfügung stehen. 

Für das Rechnungsjahr 1952 sind die von den 
Ländern mitgeteilten endgültigen Ist-Ergeb- 
nisse übernommen, die auch die Auslauf- 
perlode umfassen"^*). Auf der Grundlage dieser 
Ist-Ergebnisse sind unter Berücksichtigung 
der bisherigen Ergebnisse des ersten Rech- 
nungshalbjahres 1953, der inzwischen einge- 
tretenen Rechtsänderungen und der voraus- 
sichtlich zu erwartenden Haushaltsentwick- 
lung die Einnahmen und Ausgaben des Rech- 
nungsjahres 1953 geschätzt worden. Wenn- 
gleich diese Zahlen keine rechnerisch-exakte 
Erkenntnisgrundlage für die Einzelposten 
bieten, sind sie doch geeignet, Größenvorstel- 
lungen über die wichtigsten finanzwirtschaft- 
lichen Tatbestände der Länderhaushalte für 
1953 zu vermitteln. 

6. Läßt man zunächst die Abwicklung der 
Vorjahre außer Betracht, so ergibt sidi für 
das Rechnungsjahr 1952 ein Überschuß von 
2 382 Mio DM. Da für die Länder Nordrhein- 
Westfalen und Bremen nur vorläufige Ist- 
Ergebnisse vorliegen, mag sich der Überschuß 
noch verringern; dadurch wird aber das Ge- 
samtbild nidit wesentlich verändert. 

Für das Rechnungsjahr 1953 ergibt sich ein 
Überschuß der laufenden Einnahmen über die 
laufenden Ausgaben in Höhe von 1 421 Mio 
DM. Das gegenüber dem Rechnungsjahr 1952 
ungünstigere Ergebnis beruht sowohl auf Ein- 
nahmeminderungen als. auch auf Ausgabeerhö- 
hungen; im wesentlichen erklärt es sich wie 
folgt: 


*) Für die Länder Nordrhein- Westfalen und Bremen 
standen nur vorläufige Ist- Zahlen zur Verfügung. 


Das den Ländern verbleibende Aufkommen 
an Einkommen- und Körperschaftsteuer muß 
infolge der Erhöhung des Bundesanteils von 
37 V. H. im Rechnungsjahr 1952 auf 38 v. H. 
Im Rechnungsjahr 1953, infolge des Wegfalls 
der im Inanspruchnahmegesetz 1952 enthalte- 
nen Garantieklausel und infolge der Aus- 
wirkungen der „Kleinen Steuerreform" (so- 
weit sie die Länder berühren) um rd. 207 Mio 
DM niedriger geschätzt werden als das den 
Ländern im Rechnungsjahr 1952 verbliebene 
Aufkommen dieser Steuern. Die Beiträge, die 
der Bund zu den Steuerverwaltungskosten 
der Länder leistet, sind um rd. 95 Mio. DM 
niedriger anzusetzen, wenn davon ausgegan- 
gen wird, daß diese Beiträge entsprechend 
dem Gesetzentwurf, über die Beiträge des 
Bundes. zu den Steuerverwaltungskosten der 
Länder (BT-Drucksache 42) vom 1. Juli 1953 
ab auf ein Drittel der den Ländern tatsächlich 
erwachsenden Kosten begrenzt werden. 

Die vom Bund für die Verwaltung der Kriegs- 
opferversorgung gezahlten Beträge sind we- 
der bei den Einnahmen noch bei den Ausgaben 
aufgeführt, sondern als durchlaufende Posten 
behandelt worden. 

Den Einnahmeminderungen steht eine Reihe 
von Einnahmeerhöhungen, insbesondere bei 
den sonstigen Ländersteuern (vgl. dazu die 
anliegende Übersicht) und bei den Gemeinde- 
steuern der Hansestädte gegenüber, so daß 
die Gesamteinnahmen im Ergebnis — gemes- 
sen am Rechnungsjahr 1952 — eine Erhöhung 
um 31 Mio DM erfahren. 

Ausgabeerhöhungen sind insbesondere bei 
den Posten anzusetzen, die durch die Erhö- 
hung der Bezüge der Beamten und Angestell- 
ten berührt werden, also bei den persönlichen 
Ausgaben (376 Mio DM), bei den Zuweisun- 
gen an die Gemeinden (69 Mio DM) und bei 
den Versorgungsausgaben (69 Mio DM). Als 
zwangsläufig erweist sich auch die Erhöhung 
der Ausgaben für den Schuldendienst (66 Mio 
DM). Der um 77 Mio DM höhere, nach § 6 
Abs. 1 des Last:enausgleichsgesetzes von der 
Vermögensteuer an den Lastenausgleichsfonds 
abzuführende Betrag erklärt sich daraus, daß 
Im Rechnungsjahr 1952 den Ländern das Auf- 
kommen dieser Steuern noch für 5 Monate 
verblieben ist. Bei der Schätzung des Betrages, 
den die Länder nach § 6 Abs. 3 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes im Rechnungsjahr 1953 
zum ersten Mal für ein volles Jahr zum 
Lastenausgleichsfonds zuzuschießen haben, ist 
davon auszugehen, daß nach § 6 Abs. 3 Satz 2 
des Lastenausgleichsgesetzes eine Kürzung des 
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Zuschusses um 20 v. H. zu erwarten ist. Die 
Länder (ohne Berlin) werden danach für 1953 
einen Zuschuß von 211 Mio DM zu leisten 
haben. Hinzu treten die Rückstände aus dem 
Rechnungsjahr 1952, die auf 54 Mio DM zu 
schätzen sind, so daß sich ein Gesamtbetrag 
von 265 Mio DM ergibt. Insgesamt ist für 
das Rechnungsjahr 1953 gegenüber dem Vor- 
jahr mit einer Erhöhung der laufenden Aus- 
gaben um 992 Mio DM zu rechnen. 

7. Für die Beurteilung der Haushaltslage der 
Länder im Rechnungsjahr 1954 wird von 
folgenden Verbesserungen und Verschlechte- 
rungen gegenüber dem Vorjahr ausgegangen 
werden können: 

A. Verbesserungen 

a) Wird der Bundesanteil an 

der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer entsprechend 
dem Gesetzentwurf mit 42 
V. H. angesetzt, so wird 
den Ländern dennoch ein 
höheres Aufkommen aus 
diesen Steuern verbleiben, 
als ihnen im Vorjahr zuge- 
flossen ist, weil die absolute 
Höhe des Gesamtaufkom- 
mens steigen wird. Von 
dem für 1954 mit 12 000 
Mio DM veranschlagten Ge- 
samtaufkommen entfallen 
auf Berlin 460 Mio DM; das 
den Ländern (ohne Berlin) 
verbleibende Aufkommen 
(58 V. H. von 11 540 Mio 
DM) beträgt danach 6 693 
Mio DM. Das ergibt gegen- 
über dem Vorjahr eine Ver- 
besserung von rd 125 Mio DM 

b) Bei den sonstigen Länder- 

steuern und den Gemeinde- 
steuern der Hansestädte ist 
eine Erhöhung des Auf- 
kommens um rd 145 Mio DM 

zu erwarten; davon entfal- 
len 113 Mio DM auf die 

sonstigen Ländersteuern und 
32 Mio DM auf die Ge- 
meindesteuern der Hanse- 
städte. 

c) Bei verschiedenen sonsti- 
gen Einnahmeposten (z. B. 
bei den Betriebseinnahmen 
des Erwerbsvermögens, den 
Verwaltungseinnahmen, Ge- 


bühren, allgemeinen Zweck- 
zuweisungen des Bundes 
u. dgl.) ist auf Grund der 
bisherigen und der mut- 
maßlich künftigen Entwick- 
lung mit Mehreinnahmen 

von rd 

zu rechnen. 

d) Auf der Ausgabenseite wer- 
den sich Verbesserungen 
bei den Zuführungen zum 
Lastenausgleichsfonds erge- 
ben. Die Begrenzungsvor- 
schriften für die Abführung 
der Vermögensteuer (§ 6 
Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetzes) und für die Zu- 
schüsse der Länder (§ 6 
Abs. 3 Satz 2 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes) werden 
im Rechnungsjahr 1954 für 
die Länder voraussichtlich 
zu Minderausgaben von rd. 
führen. 

e) Im Rechnungsjahr 1953 
war aus der Länderbeteili- 
gung am Fehlbetrag des 
Bundeshaushalts 1949 noch 
ein Restbetrag von 7 Mio 
DM abzuführen, so daß sich 
im Reclinungsjahr 1954 eine 
Minderausgabe von • . • 
ergibt. 

Die Haushaltsverbesserungen 

für 1954 gegenüber 1953 be- 
tragen hiernach insgesamt . . 

B. Verschlechtern 

a) Die Begrenzung der Beiträge 
des Bundes zu den Steuer- 
verwaltungskosten der Län- 
der wird sich im Rechnungs- 
jahr 1954 für ein volles 
Jahr aus wirken. Bei einer 
Schätzung der Steuerver- 
waltungskosten der Länder 
auf 660 Mio DM ergibt sich 
ein Beitrag des Bundes zu 
den Steuerverwaltungskosten 
von (660 : 3 — ) 220 Mio 
DM. Für das Rechnungsjahr 
1953 ist der Beitrag mit 254 
Mio DM angesetzt worden. 
Die Mindereinnahme be- 
trägt mithin 


140 Mio DM 


55 Mio DM 


7 Mio DM 

472 Mio DM 
n g e n 


34 Mio DM 
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b) Die persönlichen Ausgaben 

werden ansteigen, soweit 
Besoldungserhöhungen, die 
erst im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1953 eingeführt 
worden sind, sich 1954 erst- 
mals für ein volles Jahr aus- 
wirken werden. Die dadurch 
eintretenden Mehrausga- 
ben sind auf rd 75 Mio DM 

zu schätzen. 

c) Belm Schuldendienst ergibt 
sich zwangsläufig aus dem 
Anwachsen der Länderver- 
schuldung eine Erhöhung 

der Ausgaben um rd. . . . 95 Mio DM 

d) Aus dem Bundesergänzungs- 
gesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung vom 
18, Sentember 1953 fBCBl. 

I S. 1387) werden den Län- 
dern schätzungsweise Mehr- 
ausgaben von rd 175 Mio DM 

erwachsen. 

e) Bei den übrigen Haushalts- 

ansätzen (z. B. für Betriebs- 
und Verwaltungsausgaben, 
allgemeine Haushalts- und 
Zweckausgaben, für einma- 
lige Ausgaben und ähnliche 
Bewilligungen, soweit sie 
nicht den vermögenswirk- 
samen Ausgaben zuzuordnen 
sind) werden Mehrbelastun- 
gen in Höhe von rd. . . 275 Mio DM 

angesetzt. 

Die Haushaltsverschlechte- 
rungen für 1954 gegenüber 
1953 betragen hiernach Ins- 
gesamt 654 Mio DM 

Die Gegenüberstellung der Haushaltsverbes- 
serungen und Haushaltsversdilechterungen er- 
gibt für die Gesamtheit der Länder (außer 
Berlin) im Rechnungsjahr 1954 — gemessen 
am Vorjahr — eine Netto-Verschlechterung 
um 182 Mio DM. Ausgehend von einem Über- 
sdiuß von 1 421 Mio DM für das Rechnungs- 
jahr 1953 (vgl. Anlage) wird danach im Redi- 
nungsjahr 1954 ein Überschuß der laufenden 
Einnahmen über die laufenden Ausgaben von 
(1 421 _ 182 =) rd. 1 240 Mio DM zu er- 
warten sein. 

8. Für die Rechnungsjahre 1952, 1953 und 
1954 ergibt die Gegenüberstellung der Ein- 


nahmen und Ausgaben für die laufende 
Staatsverwaltung (ohne Berlin) folgendes 
Bild (Beträge in Mio DM): 

1952 1953 1954 zus. 

Laufende 

Einnahmen^ . 11 942 11 973 12 350 36 265 
Laufende 

Ausgaben . . 9 560 10 552 11 110 31 222 
Überschuß. . 2 382 1 421 1 240 5 043 
(ohne Abwicklung der Vorjahre) 

In welchem Umfang der Gesamtüberschuß 
des laufenden Haushalts von 5 043 Mio DM 
zur Deckung anderer Bedürfnisse, vor allem 
für den Haushalt der vermögenswirksamen 
Einnahmen und Ausgaben verwandt werden 
kann, hängt davon ab, ob und in welcher 
Höhe Fehlbeträge aus früheren Jahren abzu- 
decken sind. 

Nach den Übersichten der Einnahmen und 
Ausgaben, die die Länder dem Bundesmini- 
sterium der Finanzen mitgeteilt haben, ergab 
sich zu Beginn des Rechnungsjahres 1952 ein 
Saldo noch nicht abgewickelter Überschüsse 
und Fehlbeträge aus den Vorjahren In Höhe 
von 283 Mio DM (Überschüsse 889 Mio DM, 
Fehlbeträge 1 172 Mio DM). Dem Saldo von 
283 Mio DM steht der Betrag der Umschul- 
dungsanleihe des Bundes gegenüber (Kapitel II 
des Gesetzes über den Finanzausgleich unter 
den Ländern in den Rechnungsjahren 1951 
und 1952 vom 8. Oktober 1952 — BGBl. I 
S. 665 — ), der unter den laufenden Einnahmen 
nicht enthalten Ist. Es bleibt also ein noch ab- 
zudeckender Fehlbetrag aus früheren Jahren 
in Höhe von (283 — 250 ~) 33 Mio DM. 
Um diesen Betrag mindert sich der oben mit 
5 043 Mio DM angegebene Überschuß der 
laufenden Verwaltung. Ob der restliche Fehl- 
betrag noch Im Rechnungsjahr 1952 oder erst 
ln den Rechnungsjahren 1953 oder 1954 ab- 
gedeckt wird, ist dabei ohne Bedeutung. Aus 
den Überschüssen der laufenden Verwaltung 
stehen demnach In den Rechnungsjahren 1952, 
1953 und 1954 für den Haushalt der ver- 
mögenswirksamen Einnahmen und Ausgaben 
Inseesamt (5 043 — 33 =) 5 010 Mio DM zur 
Verfügung. 

9. Nach den Angaben der Länder sind für das 
Rechnungsjahr 1952 vermögenswirksame 
Ausgaben von 3 815 Mio DM geleistet wor- 
den, das sind rd. 500 Mio DM mehr als im 
Rechnungsjahr 1951. Von den 3 815 Mio DM 
entfallen 98 Mio DM auf Schuldentilgung, 
während 164 Mio DM den Rücklagen zuge- 
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führt worden sind. Der verbleibende Betrag 
von (abgerundet) 3 550 Mio DM war für 
sonstige vermögenswirksame Ausgaben, insbe- 
sondene für Investitionen, verfügbar. 

10. Bei üer Schätzung der von den Ländern 
in den Rechnungsjahren 1953 und 1954 für 
Investitionen zu leistenden Ausgaben tritt die 
Frage nach der Hohe dieser Ausgaben zurück 
hinter die Erwägung, ob und in welchem Um- 
fang sich die Finanzierung von Investitionen 
aus Steuermitteln noch vertreten läßt. Her- 
kömmlichen etatwirtschaftlichen Grundsätzen 
würde es entsprechen, solche Ausgaben durch 
Inanspruchnahme des Kapitalmarktes zu 
decken. Das war in den letzten Jahren nicht 
möglich, da die unzureichende Ergiebigkeit des 
Kapitalmarktes es nicht zuließ, ihm die für 
öffentliche Investitionen erforderlichen Mittel 
zu entnehmen. Infolgedessen sah sich die 
öffentliche Hand gezwungen, nicht nur ihre 
eigenen Investitionen weitgehend aus Steuer- 
mitteln zu finanzieren, sondern darüber hinaus 
auch der Wirtschaft Kredite aus Steuermitteln 
zur Verfügung zu stellen. Dieses Finanzierungs- 
verfahren wird im Zuge der sich schrittweise 
abzeichnenden Besserung der allgemeinen Ka- 
pitalmarktsituation eingeschränkt werden 
müssen. Die private Wirtschaft wird künftig 
in zunehmendem Maße mit ihren Kreditbe- 
dürfnissen an den Kapitalmarkt zu verweisen 
sein. Im Hinblick auf die geplante Steuer- 
reform wird aber auch die öffentliche Hand 
ihre Investitionen in größerem Umfang als 
bisher wieder auf dem finanzpolitisch sachge- 
< rechteren Weg der Anleiheaufnahme finan- 
zieren müssen. 

Die Entwicklung des Kapitalmarktes läßt die 
allmähliche Verwirklichung dieser Forderung 
zu. Von Banken, Versicherungen und priva- 
ten Kapitalbesitzern sind an langfristigen Fi- 
nanzierungsmitteln bereitgestellt worden; im 
Jahre 1951 2,5 Mllrd. DM, im ersten Halb- 
jahr 1952 1,1 Mllrd. DM, im zweiten Halb- 
jahr 1952 2,4 Mllrd. DM und im ersten 
Halbjahr 1953 3,0 Mllrd, DM, Die Steigerung 
im ersten Halbjahr 1953 wird im wesent- 
lichen auf die mit dem Ersten Gesetz zur 
Förderung des Kaoitalmarkts vom 15. De- 
zember 1952 (BGBl. I S. 793) geschaffenen 
Anreize zurückzuführen sein. Es kann aber 
angenommen werden, daß die günstige Ent- 
wicklung des Kapitalmarktes auch anhalten 
wird, wenn die steuerlichen Förderunesmaß- 
nahmen eine gewisse Einschränkung erfahren. 
In diesem Zusammenhang ist bemerkens- 
wert, daß die Spareinlagen bei Banken, 


Sparkassen und Postsparkassen Ende 1951 
5,0 Mllrd. DM, Ende 1952 7,2 Mllrd. DM 
und Ende Juni 1953 7,9 MUrd. DM betragen 
haben. 

11. In den Rechnungsjahren 1953 und 1954 
wird eine Minderung der Investitionsausgaben 
der Länder insoweit erwartet werden können, 
als es mö<?lich ist, die private Wirtschaft mit 
ihren seither von den Ländern befriedigten 
Kreditbedürfnissen auf den Kapitalmarkt zu 
verweisen. Die öffentlichen Leistungen der 
Länder für den Wohnungsbau werden in den 
Jahren 1953 und 1954 mit etwas höheren 
Beträgen als im Rechnungsjahr 1952 
(2 000 Mio DM) angesetzt werden müssen. 
Auch die Beschaffungs- und Bauausgaben der 
Länder (1952: 566 Mio DM) werden sich 
nicht verringern, weil der hohe Nachholbedarf, 
insbesondere beim Schul- und Straßenbau, 
noch nicht befriedigt ist. Werden die Erhö- 
hungen berücksichtigt, die sich bei den Aus- 
gaben des Erwerbsvermögens als notwendig 
erweisen, so erscheint es gerechtfertigt, die 
Investitionsausgaben der Länder 

für das Rechnungsjahr 1952 

mit rd. 3 553 Mio DM 
für das Rechnungsjahr 1953 

mit rd. 3 550 Mio DM 
für das Rechnungsjahr 1954 

mit rd. 3 600 Mio DM 

anzusetzen. 

Bei den Ausgaben zur Schuldentilgung (1952: 
98 Mio DM) ist zwar mit Steigerungen zu 
rechnen, die aber im Verhältnis zur Gesamt- 
höhe der vermögenswirksamen Ausgaben nicht 
entscheidend ins Gewicht fallen. Zuführungen 
an Rücklagen (Rechnungsjahr 1952: 164 Mio 
DM) werden hier nicht berücksichtigt werden 
können. Sie sind ihrer Natur nach Überschüsse 
und müssen daher bei der Beurteilung der 
Frage ausscheiden, ob die Länder bei der vor- 
gesehenen Bundesbeteiligung an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer zur Erfüllung 
ihrer staatlichen Aufgaben noch befähigt 
bleiben. 

Die vermögenswirksamen Ausgaben der Län- 
der werden hiernach für das Rechnungsjahr 
1953 auf etwa 3 670 Mio DM und für das 
Rechnungsjahr 1954 — nach Saldierung des 
Minderbedarfs gegenüber 1953 — auf etwa 
3 700 Mio DM zu veranschlagen sein. 

12. Die vermögenswirksamen Einnahmen 
haben im Rechnungsjahr 1952 nach den An- 
gaben der Länder 2 132 Mio DM betragen. 
Davon entfallen 587 Mio DM auf Bundes- 
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mittel, während 720 Mio DM aus anderen 
Zentralfonds, insbesondere aus dem Lasten- 
ausgleich, und 519 Mio DM aus dem Kapital- 
markt stammen. 

Im Rechnungsjahr 1953 werden den Ländern 
aus Bundesmitteln 680 Mio DM zufließen; 
aus anderen Zentralfonds sind nur 430 Mio 
DM zu erwarten, da insbesondere der Lasten- 
ausgleichsfonds nur in geringerem Umfang in 
Anspruch genommen werden kann. Diese Min- 
dereinnahme wird durch Mehreinnahmen aus 
dem Kapitalmarkt ausgeglichen werden. Ins- 
gesamt können die vermögenswirksamen Ein- 
nahmen der Länder im Rechnungsjahr 1953 
mit etwa 2 270 Mio DM veranschlagt werden. 
Für das Rechnungsjahr 1954 wird im Hinblick 
auf die allgemeine Entwicklung des Kapital- 
markts eine Steigerung der vermögenswirk- 
samen Einnahmen um etwa 200 Mio DM ver- 
anschlagt werden können. 

13. Die Gegenüberstellung der vermögens- 
wirksamen Einnahmen und der Ausgaben 
zeigt danach folgendes Bild (in Mio DM): 

1952 1953 1954 zus. 

Einnahmen . 2 132 2 270 2 470 6 872 

Ausgaben . . 3 815 3 670 3 700 11 185 

Fehlbetrag. . 1 683 1 400 1 230 4 313 

Den Fehlbeträgen im Haushalt der vermögens- 
wirksamen Einnahmen und Ausgaben stehen 
die Überschüsse gegenüber, die sich im Haus- 
halt der laufenden Staatsverwaltung ergeben. 
Die Summe dieser Überschüsse ist für die 
Rechnungsjahre 1952, 1953 und 1954 nach 
Abrechnung der noch abzuwickelnden Fehlbe- 
träge früherer Jahre mit 5 010 Mio DM an- 
genommen worden (vgl. Nr. 8); die Summe 
der Überschüsse im Haushalt der laufenden 
Verwaltung übersteigt mithin die Summe der 
Fehlbeträge im Haushalt der Vermögensbe- 
wegung um (5 010 — 4 313 — ) 697 Mio DM. 
Damit ist der finanzielle Bewegungsspiel- 
raum gekennzeichnet, der den Ländern bei 
einer 42Voigen Bundesbeteiligung an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer verbleibt. 
Die Höhe des veranschlagten Spielraums er- 
möglicht es auch, etwaige Fehlschätzungen 
auszugleichen, die sich hier zu Ungunsten der 
Länder auswirken könnten. Dabei ist noch 
nicht berücksichtigt, daß die geplante Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes im Rech- 
nungsjahr 1954 für die Länder zu einer Haus- 
haltsverbesserung von etwa 60 Mio DM 
führen wird. 


11 . 

Die Einzelbestimmungen des Gesetzentwurfs 

1. Zu § 1 Abs- 1 
Vgl. Teil 1. 

2. Zu § 1 Abs. 2 

Aus dem mit 5 040 Mio DM veranschlagten 
Aufkommen des Bundesänteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer soll ein 
Teilbetrag von 240 Mio DM zur Finanzie- 
rung von Aufgaben verwendet werden, deren 
politische Dringlichkeit in Entschließungen der 
gesetzgebenden Körperschaften mehrfach be- 
sonders betont worden ist. 

a) Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer; 

Nach dem Heimkehrergesetz können 
Ausbildungs- und Unterhaltsbeihilfen so- 
wie Zuschüsse zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme gewährt werden. Da diese Hil- 
fen überwiegend nur Unselbständigen 
zugute kommen, ist geplant, auch Mittel 
für die Sicherung oder den Aufbau der 
wirtschaftlichen Existenz solcher Heim- 
kehrer bereitzustellen, die vor ihrer Ge- 
fangenschaft selbständig waren oder jetzt 
die Absicht haben, sich selbständig zu 
machen. Viele Heimkehrer sind durch die 
lange Gefangenschaft in ihrer beruflichen 
Entwicklung so entscheidend zurückgewor- 
fen worden, daß sie ohne die Gewährung 
produktiver Hilfen diesen Verlust nicht 
ausgleichen oder nur sehr langsam die 
ihrem Lebensalter entsprechende bürger- 
liche Stellunjg erlangen können. Weitere 
Mittel sind, insbesondere zur Erleichterung 
der Eheschließung, für Hausratsbeihilfen 
erforderlich. Die öffentlichen Leistungen 
sollen je nach ihrer Zweckbestimmung und 
der wirtschaftlichen Lage der Heimkehrer 
in der Form von Darlehen oder Beihilfen 
gewährt werden. Die hier mit 50 Mio DM 
vorgesehenen produktiven Hilfsmaßnah- 
men zur vollen Eingliederung der Heim- 
kehrer werden nach Auffassung der Bun- 
desregierung die wirtschaftlichen und so- 
zialen Bedürfnisse der Anspruchberech- 
tigten wirksamer befriedigen können als 
schematische, unabhängig vom individu- 
ellen Bedarf gewährte .Entschädigungs- 
leistungen. 

b) Steigerung der Wirtschaftskraft und Be- 
seitigung von Wirtschaftsschäden in den 
Grenzbezirken des Bundesgebietes: 
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Die überwiegende Mehrzahl der Grenz- 
bezirke des Bundesgebietes hat an der 
günstigen Entwicklung, die die deutsche 
Wirtschaft in den letzten Jahren genom- 
men hat, nicht oder nur in unzureichendem 
Ausmaß tcilgenommen. Die Leistungs- 
schwache dieser Bezirke beruht auf ihrer 
wirtschaftsgeographischen Lage (Verkehrs- 
ferne von den Wirtschaftszentren), z. T. 
auch auf landwirtschaftlichen Struktur- 
schäden, hohen Kriegszerstörungen und 
Überbelcgung mit Heimatvertriebenen, 
Evakuierten und sozial besonders anfäl- 
ligen Personen. Die Zonentrennung und 
Abriegelung der Ostgrenze hat überdies 
für die hier gelegenen Bezirke zur Zerrei- 
ßung ihrer natürlichen Wirtschaftsbezie- 
hungen und zu politischer Abschnürung 
geführt und damit deren strukturelle Not- 
standssituation noch verschärft. Finanziell 
kommt die wirtschaftliche Verarmung 
dieser Gebiete in unverhältnismäßig hohen 
öffentlichen Lasten, insbesondere auf so- 
zialem Gebiet, und in einer z. T. weit 
unter dem Bundesdurchschnitt liegenden 
Steuerkraft zum Ausdruck. 

Die Notstände der östlichen Grenzbezirke 
belasten die Länder Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Hessen und Bayern. Im 
Westen leiden die Grenzkreise der sog. 
„Roten Zone“ des Landes Rheinland-Pfalz 
unter ungewöhnlich hohen Kriegszerstö- 
rungen und Schäden in der Landwirtschaft. 
Die Belastungen und Wirtschaftserschwe- 
rungen wirken sich um so stärker aus, als 
die betroffenen Länder finanziell nur 
unzureichend befähigt sind, zur Beseitigung 
oder Milderung dieser Notstände eigene 
Mittel einzusetzen: mit Ausnahme von 
Hessen, dessen allgemeine Steuerkraft etwa 
in der Höhe des Bundesdurchschnitts liegt, 
sind die genannten Grenzländer ausge- 
sprochen steuerschwach. 

Die regionalen Notstände beeinträchtigen 
auch die Wirtschaftskraft des Bundesge- 
biets im ganzen. Das strukturelle Mißver- 
hältnis zwischen wirtschaftlich begünstig- 
ten, sich vorteilhaft entwickelnden Bezirken 
einerseits und notleidenden, in der wirt- 
schaftlichen Entwicklung zurückbleibenden 
Gebieten andererseits führt zu einem Ge- 
fälle des allgemeinen Lebensstandards und 
damit zu politischen und sozialen Span- 
nungen, die sich progressiv zu verschärfen 
drohen und auf die Dauer das Gefüge des 
Gesamtstaates ernsthaft gefährden können. 


Diese Spannungen allmählich zu mildern, 
durch produktive Maßnahmen auf die 
Notstandsursachen einzuwirken und die 
Wirtschaftskraft der bedrohten Gebiete 
nachhaltig zu steigern, ist eine staatspolitisch 
vordringliche, vom Bund und von den 
beteiligten Ländern gemeinsam wahrzu- 
nehmende Aufgabe. Im Rahmen der ver- 
fügbaren Haushaltsmittel zur Sanierung 
von Notstandsgebieten und zur Förderung 
bestimmter Investitionsprogramme in lei- 
stungsschwachen Ländern hat sich der Bund 
bisher schon bemüht, die Grenzländer bei 
der Durchführung von wirtschaftlichen 
Hilfsmaßnahmen für die Notstandsgebiete 
zu unterstützen. Die namentlich an der 
Ostgrenze durch die politische Entwicklung 
der letzten Zeit ausgelöste Verschärfung 
der Notstandssituation haben den Bun- 
destag, den Bundesrat und die Bundesre- 
gierung von der Notwendigkeit überzeugt, 
die Bundesleistungen für die Grenzgebiete 
zu steigern. Aus Mangel an Mitteln war 
dies noch nicht in dem erwünschten Ausmaß 
möglich. Mit dem vorliegenden Gesetzent- 
wurf sollen die finanziellen Voraussetzun- 
gen geschaffen werden, um im Benehmen 
mit den beteiligten Ländern ein umfassen- 
deres Hilfsprogramm für die notleidenden 
Grenzgebiete verwirklichen zu können. 

Bei der Verteilung des mit 120 Mio DM 
veranschlagten Gesamtbetrages auf die 
einzelnen Länder ist von dem Schlüssel 
ausgegangen worden, der nach sorgfälti- 
gen wirtschaftsstrukturellen Untersuchun- 
gen für die Verteilung der Bundesmittcl 
zur Sanierung von Notstandsgebieten 
methodisch entwickelt worden ist und sich 
praktisch bewährt hat. Da jedoch dieser 
Schlüssel — mit Rücksicht auf die umfassen- 
dere Zweckbestimmung der allgemeinen 
Sanierungsmittel — nicht allein die Son- 
derbedürfnisse der Grenzbezirke berück- 
sichtigen kann, ist er durch einen Maßstab 
abgewandelt worden, der den spezifischen 
Notstandsgrad dieser Bezirke repräsentativ 
zum Ausdruck bringt. Der Grad der Wirt- 
schaf tsschwäche und damit der wirtschaft- 
lichen Hilfsbedürftigkeit wird hinreichend 
zuverlässig gekennzeichnet durch das Maß, 
um das die (objektivierte) Gewerbesteuer- 
kraft der zum Grenzgebiet gehörigen 
Stadt- und Landkreise'*') hinter dem Bun- 
desdurchschnitt zurückbleibt. 


"■) Grenzkreise sind die In der Verwaltungsvorschrift 
der Bundesregierung zu § 24 Abs. 3 Satz 3 der 
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Der vorgesehene Gesamtbetrag ist aus 
diesen Gründen auf die belasteten Länder 
zur Hälfte im Verhältnis ihrer diesjähri- 
gen Beteiligung an den allgemeinen Bun- 
desmitteln zur Sanierung von Notstands- 
gebieten und zur Hälfte im Verhältnis der 
unterdurchschnittlichen Gewerbesteuerkraft 
ihrer Grenzkreise aufgeschlüsselt worden. 

c) Unterbringung von Flüchtlingen aus der 
sowjetisch besetzten Zone und dem so- 
wjetisch besetzten Sektor Berlins: 

Der Bund hat nach dem Ersten Überlei- 
tungsgesetz in der Fassung vom 21. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 779) im Rah- 
men der Kriegsfolgenhilfe u. a. auch die 
Aufwendungen für die lagermäßige Unter- 
bringung der Sowjetzonenflüchtlinge zu 
tragen. Aus Gründen der Wirtschaftlich- 
keit ist der Bund seit Februar 1953 im 
Einvernehmen mit den Ländern dazu über- 
gegangen, in Höhe der für die lagermäßige 
Unterbringung der Sowjetzonenflüchtlinge 
erforderlichen Aufwendungen (1 500 DM 
je Person) Mittel für die Errichtung von 
Wohnungen im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus zur Verfügung zu stellen; 
die Länder haben dafür jeweils die Ver- 
pflichtung übernommen, die entsprechende 
Zahl von Sowjetzonenflüchtlingen unter- 
zubringen. Im Zuge dieser Maßnahmen 
hat der Bund im Februar 1953 180 Mio DM 
und Im Sommer 1953 nochmals 100 Mio 
DM bereitgestellt. Zu diesen Beträgen 
kommen 63 Mio DM hinzu, die der Bundes- 
republik für die Unterbringung von So- 
wjetzonenflüchtlingen aus der amerikani- 
schen Wirtschaftshilfe zugeteilt worden 
sind. 

Der anhaltende Zustrom von Sowjetzonen- 
flüchtlingen macht die Bereitstellung wei- 
terer Mittel erforderlich. Der Gesetzent- 
wurf sieht für diesen Zweck einen Betrag 
von 70 Mio DM vor, der ebenso wie die 
vorausgegangenen Bewilligungen auf die 
einzelnen Länder In dem Verhältnis zu 
verteilen ist, in dem die Länder sich zur 

Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) vom 
.... 1954 (Bundesanzeiger Nr. , . . ) als zum 

Ostrandgebiet gehörig bezeichneten Stadt- und 
Landkreise, ferner die von der Bundesregierung 
seit 1951 als Notstandsgebiet anerkannten, unmit- 
telbar an die Westgrenze der Bundesrepublik an- 
schließenden und allgemein als „Rote Zone" be- 
zeichneten Kreise des Landes Rheinland-Pfalz 
(Stadtkreise Trier, Zweibrücken, Pirmasens, Land- 
kreise Trier, Saarburg, Zweibrücken, Pirmasens, 
Bergzabern, Germersheim, Prüm, Bitburg). 


Aufnahme von Sowjetzonenflüchtlingen 
verpflichtet haben (sog. Ülzener Schlüssel). 
Es Ist geplant, die mit diesen Mitteln zu 
erstellenden Wohnungen in erster Linie 
den noch in Lagern untergebrachten Hei- 
matvertriebenen zuzuteilen und die Sowjet- 
zonenflüchtlinge zunächst in den dadurch 
frei werdenden Unterkünften unterzu- 
bringen. 

3. Finanzielle Auswirkung der im § 1 vor- 
gesehenen Regelung auf die Länderhaus- 
halte 

Trotz der für das Rechnungsjahr 1954 vor- 
gesehenen Erhöhung des Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer um 
4 V. H. werden sich für alle Länder im Rech- 
nungsjahr 1954 gegenüber dem Vorjahr Mehr- 
einnahmen aus den Ihnen zufließenden Steuern 
ergeben. 

Das Gesamtaufkommen der Ländersteuern 
(elnschl. Berlin) ist zu veranschlagen: 

für das Rechnungsjahr 1953 
(bei einem Bundesanteil an der 
Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer von 38 V. H,)auf 8 292 Mio DM; 

für das Rechnungsjahr 1954 
(bei einem Bundesanteil an 
der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer von 42 V. H.) auf 
auf 8 525 Mio DM. 

Die Einnahmen der Länder 
erhöhen sich um die im § 1 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 des Ge- 
setzentwurfs vorgesehenen 
Bundesleistungen um 190 Mio 
DM auf 8 715 Mio DM. 

Durch die geplante Erhöhung 
der Kraftfahrzeugsteuer er- 
wachsen den Ländern weitere 
Mehreinnahmen In Höhe von 
60 Mio DM. Daraus ergeben 
sich für die Gesamtheit der 
Länder im Rechnungsjahr 
1954 Mehreinnahmen gegen- 
über dem Rechnungsjahr 1953 
von insgesamt f 8 71 5 + 60 Mio 
DM -8 292 Mio DM -) . . 483 Mio DM. 

Nach den vorläufigen Schätzungsunterlagen 
werden sich diese Mehreinnahmen auf die 
einzelnen Länder wie folgt verteilen; 
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Baden-Württemberg 

Bayern (mit Lindau) 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 


59,2 Mio DM 

79.0 Mio DM 

29.4 Mio DM 
5,5 Mio DM 

15.5 Mio DM 

38.1 Mio DM 

59.2 Mio DM 
115,5 Mio DM 

30,9 Mio DM 
51,0 Mio DM. 


Dadurch verringert sich der mit 42 v. H. be- 
messene Anteil des Bundes an dem mit 
12 000 Mio DM veranschlagten Gesamtauf- 
kommen der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer für die einzelnen Länder im Ergebnis 
wie folgt: 


für Baden-Württemberg 

auf 

40,97 

für Bayern (mit Lindau) 

auf 

40,17 

für Berlin 

auf 

41,39 

für Bremen 

auf 

41,56 

für Hamburg 

auf 

41,66 

für Hessen 

auf 

40,82 

für Niedersachsen 

auf 

39,42 

für Nordrhein-Westfalen 

auf 

41,25 

für Rheinland-Pfalz 

auf 

38,71 

für Schleswig-Holstein 

auf 

28,68 


V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 
V. H. 


4. Zu §§ 2 und 3: 

Das in § 2 vorgesehene Abführungsverfahren 
entspricht der Regelung der Vorjahre. Die 
Notwendigkeit, den Geltungsbereich des Ge- 
setzes auf Berlin zu erstrecken (§ 3), ergibt 
sich aus den §§ 1,’ 12 und 13 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 
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1. Einnahmen 

1. Länderanteil an der Einkommen- und 

Körperschaftsteuer 6 776 

2. Sonstige Ländersteuern 1 369 

3. Gemeindesteuern der Hansestädte 317 

4. Umlagen und Beiträge der Gemeinden 

(Gemeindeverbände) 311 

5. Beitrag des Bundes zu den Steuer verwaltungs- 
kosten der Länder 349 

6. Erstattung der Verwaltungskosten für die 

Kriegsopferversorgung 145 

7. Erstattung der Verwaltungskosten für den 

Lastenausgleich 20 

8. Betriebseinnahmen des Erwerbsvermögens . . 776 

9. Sonstige laufende Einnahmen 1 879 


10. Laufende Einnahmen zusammen 


11 942 


der laufenden Verwaltung (ohne vermögenswirksame Einnahmen und 
1952 und 1953 (Beträge in Mio DM) 


1953 

1953 gegen 1952 

Schätzung Mehr ( + ) 
Weniger ( — ) 

4 5 


6 569^) -207 

1 5772 ) 8 ) + 208 

372 + 55 

325 + 14 

254 “ 95 


Anmerkungen 

1) 'Das Gesamtaufkommen an Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer (ohne Berlin) ist auf 10 595 Mio 
DM geschätzt; hiervon stehen den Ländern 
62 V. H. zu. 


2) Für 1953 sind veranschlagt: 


Vermögensteuer 255 Mio DM 

Erbschaftsteuer 52 „ „ 

Grunderwerbsteuer 57 „ „ 

Kraftfahrzeugsteuer 503 „ „ 

Kapitalverkehrsteuer 38 „ „ 

Versicherungsteuer 106 „ „ 

Rennwett- und Lotteriesteuer . . 117 „ „ 


Wechselsteuer 


71 „ 


Feuerschutzsteuer 


25 


Biersteuer 


353 


1 577 Mio DM 


— 3) - 145 

66 + 46 

810^) + 34 

2 000 5 ) +121 

11 973 + 31 


3) Für 1953 sind die Ausgaben der Kriegsopferver- 
sorgungsverwaltung und die Erstattungen des 
Bundes als durchlaufende Mittel behandelt. 

4) Darin sind auch Ablieferungen aus dem Erwerbs- 
vermögen enthalten. 

5) In Betracht kommen Verwaltungseinnahmen, Ge- 
bühren, allgemeine Zweckzuweisungen des Bundes 
u. dgl. 



11. Ausgaben 

11. Finanzausgleidizahlungen an Gemeinden (Ge- 
meindeverbände), allgemeine Finanzzuwei- 


sungen, zweckgebundene Zuschüsse 1 561 

12. Abführungen an den Bund 117 

13. Persönliche Ausgaben 3 224 

14. Versorgungsausgaben 831 

15. Sächliche Verwaltungsausgaben 507 

16. Verzinsung der Landesschulden 514 

17. Kriegsfolgelasten 

a) Zuschüsse an den Lastenausgleidis-Fonds 

nach § 6 Abs. 1 LAG 88 

nach § 6 Abs. 3 LAG 69 

b) Sonstige Kriegsfolgelasten 174 

18. Sonstige Sozialausgaben 503 

19. Betriebsausgaben des Erwerbsvermögens ... 415 

20. Sonstige laufende Ausgaben 1 557 

21. Laufende Ausgaben 9 560 

IIL Gegenüberstellung 

22. Laufende Einnahmen (Nr. 10) 11 942 

23. Laufende Ausgaben (Nr. 21) 9 560 


24. Übersdiuß (ohne Abwicklung der Vorjahre) 2 382 


1 6306) 

+ 

69 

27^) 

— 

90 

3 600*) 

+ 376 

900 

+ 

69 

480*) 

— 

27 

580 

+ 

66 


6) Für 1953 sind veranschlagt: 

Allgemeine Finanzzuweisungen . . 875 Mio DM 

Zuweisungen zur Deckung der Schul- 
lasten und an Schulkassen .... 430 „ „ 

Zuweisungen zur Deckung der Poli- 
zeikosten und an Polizeiverbände . 175 „ „ 

Sonstige Zweckzuweisungen . . . 150 „ „ 

1630 Mio DM 

7) Für 1953 sind veranschlagt: 

Beteiligung am Bundesfehlbetrag 1949 7 Mio DM 

Sonstige Abführungen 20 Mio DM 


165 *) 

+ 77 

265 

+ 196 

200 

+ 26 

525 

+ 22 

420*) 

+ 5 

1 7601») 

+ 203 

10 552 

+ 992 


8) Die Vermögensteuer ist unter Nr. 2 mit dem 
vollen Aufkommen enthalten. Unter Nr. 17a) ist 
der Betrag aufgeführt, der an den Ausgleichsfonds 
abzuführen ist. 

9) Darin sind auch die Zuschüsse an das Erwerbs- 
vermögen enthalten. 

10. In Betracht kommen allgemeine Haushalts- und 
Zweckausgaben, einmalige Ausgaben und ähn- 
liche Bewilligungen, soweit sie nicht den übrigen 
Gruppen oder den vermögenswirksamen Aus- 
gaben zuzuordnen sind. 


11 973 + 31 

10 552 + 992 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. Dezember 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 25. November 1953 — 6 — 52000 
— 2935/53 11 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 117. Sitzung am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruchnahme 
eines Teils der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer durch den Bund im Rechnungsjahr 1954 

folgende Änderung vorzuschlagen: 

Im § 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfes ist die Zahl „ 42 '' durch die Zahl 
„38‘‘ zu ersetzen. 

Begründung: 

Zur Begründung dieses Änderungsantrages wird auf die Stellung- 
nahme des Bundesrates zum Haushaltsgesetz 1954 — Einzelplan 60, 
Kap. 6001, Tit. St 9 (Anteil des Bundes an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer) — Bezug genommen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


In Vertretung 
Dr. Müller 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 

Die Bundesregierung hält an dem vorgelegten Gesetzentwurf fest 
und verweist dazu auf ihre Stellungnahme zu der Entschließung des 
Bundesrates zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 1954 — Druck- 
sache 200 — . 
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